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Geſchäftsſtelle 
des Geſetzblattes und Staatsanzeigers 
P. Z. II 26 für die Freie Stadt Danzig. 


191 Verordnung 


über die Errichtung von Teſtamenten und Erbverträgen. 
Vom 29. Oktober 1938. 

Ziel des Erbrechts iſt es, überkommenes wie gewonnenes Gut des Erblaſſers weiterzuleiten und 
über ſeinen Tod hinaus wirken zu laſſen zum Wohle von Familie, Sippe und Volk. In der Hand eines 
verantwortungsbewußten Erblaſſers dienen dieſem Ziele auch Teſtament und Erbvertrag. 

Die Anforderungen an die Errichtung oder Aufhebung einer Verfügung von Todes wegen ſind ſo 
zu geſtalten, daß unnötige Formenſtrenge vermieden, anderſeits eine zuverläſſige Wiedergabe des 
Willens des Erblaſſers ſichergeſtellt wird. 

Auf Grund des § 1 Ziffer 26 und des § 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) und des die Geltungsdauer dieſes Geſetzes verlängern⸗ 
den Geſetzes vom 5. Mai 1937 (G. Bl. S. 358a) wird daher folgende Verordnung mit Geſetzeskraft 
erlaſſen: ; 

Erſter Abſchnitt 
Errichtung eines Teſtaments 
8 1 
Perſönliche Errichtung 

(1) Der Erblaſſer kann ein Teſtament nur perſönlich errichten. 

(2) Ein Minderjähriger kann ein Teſtament erſt errichten, wenn er das ſechzehnte Lebensjahr voll⸗ 
endet hat. W 

(3) Der Minderjährige oder ein unter vorläufige Vormundſchaft geſtellter Volljähriger bedarf 
zur Errichtung eines Teſtaments nicht der Zuſtimmung ſeines geſetzlichen Vertreters. 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 1. 12. 1938.) 
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§ 2 
Fehlen der Teſtierfähigkeit ; 

(1) Wer entmündigt ijt, kann ein Teſtament nicht errichten. Die Unfähigkeit tritt ſchon mit der 
Stellung des Antrags ein, auf Grund deſſen die Entmündigung ausgeſprochen wird. 

(2) Wer wegen krankhafter Störung der Geiſtestätigkeit, wegen Geiſtesſchwäche oder wegen Be⸗ 
wußtſeinsſtörung (zum Beiſpiel wegen Trunkenheit) nicht in der Lage iſt, die Bedeutung einer von ihm 
abgegebenen Willenserklärung einzuſehen und nach dieſer Einſicht zu handeln, kann ein TDeſtament 
nicht errichten. 

§ 3 
Sonderfälle bei Entmündigung 

(1) Hat ein Entmündigter ein Teſtament errichtet, bevor der Entmündigungsbeſchluß unanfecht⸗ 
bar geworden iſt, ſo ſteht die Entmündigung der Gültigkeit des Teſtaments nicht entgegen, wenn der 
Entmündigte noch vor dem Eintritt der Unanfechtbarkeit ſtirbt. f 

(2) Hat ein Entmündigter nach der Stellung des Antrags auf Wiederaufhebung der Entmün⸗ 
digung ein Teſtament errichtet, ſo ſteht die Entmündigung der Gültigkeit des Teſtaments nicht ent⸗ 
gegen, wenn die Entmündigung auf Grund des Antrags wiederaufgehoben wird. 


8 4 
Ordentliche Teſtamentsformen 
Ein Teſtament kann in ordentlicher Form errichtet werden: 
1. vor einem Richter oder vor einem Notar; 
2. durch eine vom Erblaſſer nach § 21 abgegebene Erklärung. 


§ 5 
Offentliches Teſtament 
Für die Errichtung eines Teſtaments vor einem Richter oder vor einem Notar gelten die Vor⸗ 
ſchriften der 88 6 bis 20. 
§ 6 
Mitwirkende Perfonen 
(J) Iſt der Erblaſſer nach der Überzeugung des Richters oder Notars taub, blind, ſtumm oder 
ſonſt am Sprechen verhindert, ſo muß der Richter einen Urkundsbeamten der Geſchäftsſtelle oder zwei 
Zeugen, der Notar einen zweiten Notar oder zwei Zeugen zuziehen. 
(2) In anderen Fällen ſteht es dem Richter oder Notar frei, die im Abſ. 1 bezeichneten Per⸗ 
ſonen zuzuziehen. Von dieſer Befugnis ſoll er Gebrauch machen, wenn der Erblaſſer es verlangt. 
Die Zuziehung ſoll unterbleiben, wenn der Erblaſſer ihr widerſpricht. 


87 
Ausſchließung wegen des Verhältniſſes zum Erblaſſer 
Als Richter, Notar, Urkundsbeamter der Geſchäftsſtelle oder Zeuge kann bei der Errichtung 
des Teſtaments nicht mitwirken: 
1. der Ehegatte des Erblaſſers, auch wenn die Ehe nicht mehr beſteht; 
2. wer mit dem Erblaſſer in gerader Linie oder im zweiten Grade der Seitenlinie verwandt 
oder verſchwägert iſt. 
8 8 


Ausſchließung wegen des Verhältniſſes zum Bedachten 
(1) Als Richter, Notar, Urkundsbeamter der Geſchäftsſtelle oder Zeuge kann bei der Errich⸗ 
tung des Teſtaments nicht mitwirken, wer in dem Teſtament bedacht oder zum Teſtamentsvollſtrecker 
ernannt wird oder wer zu einem ſo Bedachten oder Ernannten in einem Verhältnis der im § 7 
bezeichneten Art ſteht. 
(2) Die Mitwirkung einer hiernach ausgeſchloſſenen Perſon hat nur zur Folge, daß die Zuwendung 
an den Bedachten oder die Ernennung zum Teſta mentsvollſtrecker nichtig ijt. 


§ 9 
Ausſchließung wegen des Verh altmiffes zu den UArkundsperſonen 
Als Urtundsbeamter der Geſchäftsſtelle oder zweiter Notar oder Zeuge ſoll bei der Errichtung 
des Teſtaments nicht mitwirken, wer zu dem Richter oder dem beurkundenden Notar in einem Ver⸗ 
hältnis der im § 7 bezeichneten Art ſteht. f 
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§ 10 
Beſondere Ausſchließungsgründe für Zeugen 
Als Zeuge ſoll bei der Errichtung des Teſtaments nicht mitwirken: 
1. ein Minderjähriger; 
2. wer der bürgerlichen Ehrenrechte für verluſtig erklärt iſt, während der Zeit, für welche 
die Ehrenrechte aberkannt find; 
3. wer nach den geſetzlichen Vorſchriften wegen einer ſtrafgerichtlichen Verurteilung unfähig 
iſt, als Zeuge eidlich vernommen zu wer den; 
4. wer geiſteskrank, geiſtesſchwach, taub, blind oder ſtumm iſt oder nicht ſchreiben kann; 
5. wer die deutſche Sprache nicht verſteht; dies gilt nicht im Falle des § 19; 
6. wer als Hausangeſtellter oder Gehilfe im Dienſte des Richters oder des beurkundenden No⸗ 
tars ſteht. 
§ 11 
Errichtung des Teſtaments 

(1) Das Teſtament wird in der Weiſe errichtet, daß der Erblaſſer dem Richter oder dem Notar 
ſeinen letzten Willen mündlich erklärt oder eine Schrift mit der mündlichen Erklärung übergibt, daß 
die Schrift ſeinen letzten Willen enthalte. 

(2) Der Erblaſſer kann die Schrift offen oder verſchloſſen übergeben. Die Schrift kann von dem 
Erblaſſer oder von einer anderen Perſon geſchrieben fein. Der Richter oder der Notar ſoll von dem 
Inhalt der offen übergebenen Schrift Kenntnis nehmen. 

(3) Wer minderjährig ijt, kann das Teſtament nur durch mündliche Erklärung oder durch Über- 
gabe einer offenen Schrift errichten. 

(4) Iſt der Erblaſſer nach der Überzeugung des Richters oder des Notars nicht imſtande, Ge⸗ 
ſchriebenes zu leſen, ſo kann er das Teſtament nur durch mündliche Erklärung errichten. 


8 12 
Anweſenheit der mitwirkenden Perſonen : 
Die bei der Errichtung des Teſtaments mitwirkenden Perſonen müſſen, joweit jih aus § 16 
Abſ. 2, 3 nichts anderes ergibt, während der ganzen Verhandlung zugegen ſein. 


8 13 
Niederſchrift über die Errichtung des Teſtaments 
(1) über die Errichtung des Teſtaments muß eine Niederſchrift in deutſcher Sprache aufgenommen 


(2) Die Niederſchrift muß enthalten: 
1. den Tag der Verhandlung; 
2. die Bezeichnung des Erblajjers und der mitwirkenden Perſonen; 
3. die nach § 11 erforderlichen Erklärungen des Erblaſſers und im Falle der Übergabe einer 
Schrift die Feſtſtellung der Übergabe. 

(3) Die Niederſchrift ſoll ferner den Ort der Verhandlung enthalten. 

(4) Das Fehlen einer Angabe über den Tag der Verhandlung ſteht der Gültigkeit des Teſta⸗ 
ments nicht entgegen, wenn dieſe Angabe aus dem vom Richter oder Notax nach § 20 auf den Teſta⸗ 
mentsumſchlag geſetzten Vermerk hervorgeht. 

(5) Das Teſtament iſt nicht ſchon deshalb ungültig, weil die Angabe über den Tag der Ver⸗ 
handlung unrichtig it. 

§ 14 
Feſtſtellung der Perſon und Prüfung der Teſtierfähigkeit des Erblaſſers 

(1) Kennt der Richter oder der Notar den Erblaſſer, fo ſoll er dies in der Niederſchrift feſt⸗ 
ſtellen. Kennt er ihn nicht, ſo ſoll er angeben, wie er ſich Gewißheit über ſeine Perſon verſchafft hat. 

(2) Kann ſich der Richter oder der Notar über die Perſon des Erblaſſers keine volle Gewißheit 
verſchaffen, wird aber gleichwohl die Aufnahme der Verhandlung verlangt, ſo ſoll er dies in der 
Niederſchrift unter Anführung des Sachverhalts 15 der zur Feſtſtellung der Perſon beigebrachten 
Unterlagen angeben. 2 

(3) Der Richter oder der Notar ſoll fic) davon überzeugen, daß der Erblaſſer teſtierfähig iſt 
($§ 1, 2). Er ſoll ſeine Wahrnehmungen über die Teſtierfähigkeit in der Niederſchrift angeben. 
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§ 15 
Bedenken gegen die Errichtung des Teſtaments 

(1) Der Richter oder der Notar ſoll den Erblaſſer auf Bedenken gegen den Inhalt ſeiner münd⸗ 
lichen Erklärung oder der offen übergebenen Schrift hinweiſen. 

(2) Beſtehen Zweifel an der Gültigkeit des beabſichtigten Teſtaments, ſo ſollen die Zweifel dem 
Erblaſſer mitgeteilt und der Inhalt der Mitteilung und die hierauf vom Erblaſſer abgegebenen Er⸗ 
klärungen in der Niederſchrift feſtgeſtellt werden. 

§ 16 
Verleſung, Genehmigung und Unterzeichnung 

(1) Die Niederſchrift muß vorgeleſen, vom Erblaſſer genehmigt und von ihm eigenhändig unter⸗ 
ſchrieben werden. In der Niederſchrift foll feſtgeſtellt werden, daß dies geſchehen iſt. Hat der Erblaſſer 
die Niederſchrift eigenhändig unterſchrieben, ſo wird vermutet, daß ſie vorgeleſen und von ihm geneh⸗ 
migt iſt. Die Niederſchrift ſoll dem Erblaſſer auf Verlangen auch zur Durchſicht vorgelegt werden. 

(2) Iſt der Erblaſſer taub, ſo ſoll ihm die Niederſchrift zur Durchſicht vorgelegt werden, auch 
wenn er dies nicht verlangt; in der Niederſchrift ſoll feſtgeſtellt werden, daß dies geſchehen iſt. Kann 
der taube Erblaſſer Geſchriebenes nicht leſen, ſo ſoll bei dem Vorleſen eine Vertrauensperſon zuge⸗ 
zogen werden, die ſich mit ihm zu verſtändigen vermag; in der Niederſchrift ſoll die Zuziehung feſt⸗ 
geſtellt werden. 

(3) Kann der Erblaſſer nach der Überzeugung des Richters oder des Notars nicht ſchreiben, fo 
wird die Unterſchrift des Erblaſſers durch die Feſtſtellung dieſer Überzeugung in der Niederſchrift 
erſetzt. In einem ſolchen Falle muß der Richter oder der Notal bei dem Vorleſen und der Genehmi⸗ 
gung einen Zeugen zuziehen; der Zuziehung des Zeugen bedarf es nicht, wenn der Richter oder der 
Notar gemäß § 6 oder nach einer anderen geſetzlichen Vorſchrift einen Urkundsbeamten der Ge⸗ 
ſchäftsſtelle oder einen zweiten Notar oder zwei Zeugen zuzieht. 

(4) Die Niederſchrift muß von den mitwirkenden Perſonen unterſchrieben werden. 


§ 17 

Verhinderung des Erblaſſers am Sprechen 5 
(1) Wer nach der Überzeugung des Richters oder des Notas ſtumm oder ſonſt am Sprechen 
verhindert iſt, kann das Teſtament nur durch Übergabe einer Schrift errichten. Er muß die Erklärung, 
daß die Schrift ſeinen letzten Willen enthalte, bei der Verhandlung eigenhändig in die Niederſchrift 
oder auf ein beſonderes Blatt ſchreiben, das der Niederſchrift als Anlage beigefügt werden muß. 
(2) Das eigenhändige Niederſchreiben der Erklärung, ſowie die Überzeugung des Richters oder 
des Notchrs, daß der Erblaſſer am Sprechen verhindert iſt, ſollen in der Niederſchrift feſtgeſtellt 

werden. Die Niederſchrift braucht von dem Erblaſſer nicht beſonders genehmigt zu werden. 


§ 18 
Ankenntnis der deutſchen Sprache 

(1) Sit der Erblaſſer nach der Überzeugung des Richters oder des Notars der deutſchen Sprache 
nicht mächtig, ſo muß bei der Errichtung des Teſta ments ein vereideter Dolmetſcher zugezogen werden. 
Auf den Dolmetſcher ſind die nach den 88 7 bis 10 für einen Zeugen geltenden Vorſchriften entſpre⸗ 
chend anzuwenden. 

(2) Die Niederſchrift muß in die Sprache, in der ſich der Erblaſſer erklärt, überſetzt werden. 
Die Überſetzung muß von dem Dolmetſcher angefertigt oder beglaubigt und vorgeleſen werden; die 
Überſetzung muß der Niederſchrift als Anlage beigefügt werden. 

(8) In der Niederſchrift ſoll die Überzeugung des Richters oder des Notars, daß der Erblaſſer 
der deutſchen Sprache nicht mächtig ſei, feſtgeſtellt werden. Die Niederſchrift muß den Namen des 
Dolmetſchers und die Feſtſtellung enthalten, daß der Dolmetſcher die Uberfebung angefertigt oder 
beglaubigt und ſie vorgeleſen hat. Der Dolmetſcher muß die Niederſchrift unterſchreiben. 


§ 19 
Niederſchrift in fremder Sprache 
(1) Sind ſämtliche mitwirkenden Perſonen nach der Überzeugung des Richters oder des Notars 
der Sprache, in der ſich der Erblaſſer erklärt, mächtig, ſo iſt die Zuziehung eines Dolmetſchers nicht 
erforderlich. n 
(2) Unterbleibt die Zuziehung eines Dolmetſchers, ſo muß die Niederſchrift in der fremden 
Sprache aufgenommen werden und die Überzeugung des Richters oder des Notars feſtſtellen, daß 
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die mitwirkenden Perſonen der fremden Sprache mächtig ſeien. In der Niederſchrift ſoll die Über⸗ 
zeugung des Richters oder des Notars, daß der Erblaſſer der deutſchen Sprache nicht mächtig ſei, 
feſtgeſtellt werden. Eine deutſche Überſetzung der Niederſchrift ſoll als Anlage beigefügt werden. 


§ 20 
Verſchließung und Verwahrung des Teitamints 

(1) Der Ridter oder der Notar foll die Niederſchrift über die Errichtung des Teſtaments mit 
den Anlagen, insbeſondere im Falle der Errichtung durch Übergabe einer Schrift mit dieſer Schrift, in 
Gegenwart der übrigen mitwirkenden Perſonen und des Erblaſſers in einen Umſchlag nehmen und 
dieſen mit dem Amtsſiegel verſchließen. Der Richter oder der Notar ſoll das Teſtament auf dem 
Umſchlag nach der Perſon des Erblaſſers ſowie nach der Zeit der Errichtung näher bezeichnen und 
dieſe Aufſchrift unterſchreiben. 

(2) Der Richter oder der Notar ſoll veranlaſſen, daß das ſo verſchloſſene Teſtament unverzüglich 
in beſondere amtliche Verwahrung gebracht wird (SS 37, 38). Dem Erblaſſer ſoll über das in Ver⸗ 
wahrung genommene Teſtament ein Hinterlegungsſchein erteilt werden. 


§ 21 
Eigenhändiges Teſtament 

(1) Der Erblaſſer kann ein Teſtament in ordentlicher Form durch eine eigenhändig geſchriebene 
und unterſchriebene Erklärung errichten. 

(2) Es iſt nicht notwendig, aber rätlich, daß der Erblaſſer in der Erklärung angibt, zu welcher 
Zeit (Tag, Monat und Jahr) und an welchem Orte er ſie niedergeſchrieben hat. 

(3) Die Unterſchrift ſoll den Vornamen und den Familiennamen des Erblaſſers enthalten. Unter: 
ſchreibt der Erblaſſer in anderer Weiſe, etwa lediglich mit dem Vornamen oder durch Angabe der 
Familienſtellung, und reicht dieſe Unterzeichnung zur Feſtſtellung der Urheberſchaft des Erblaſſers 
und der Ernſtlichkeit ſeiner Erklärung aus, ſo ſteht eine ſolche Unterzeichnung der Gültigkeit des Teſta⸗ 
ments nicht entgegen. 

(4) Wer minderjährig iſt oder Geſchriebenes nicht zu leſen vermag, kann ein Teſtament nicht nach 
obigen Vorſchriften errichten. 

(5) Enthält ein nach Abſ. 1 errichtetes Teſtament keine Angabe über die Zeit der Errichtung 
und ergeben ſich hieraus Zweifel über ſeine Gültigkeit (etwa weil der Erblaſſer während einer ge⸗ 
wiſſen Zeit wegen Entmündigung teſtierunfähig war oder weil er mehrere einander widerſprechende 
Teſtamente hinterlaſſen hat), ſo iſt das Teſtament nur dann als gültig anzuſehen, wenn ſich die not⸗ 
wendigen Feſtſtellungen über die Zeit der Errichtung anderweit treffen laſſen. Dasſelbe gilt entſpre⸗ 
chend für ein Teſtament, das keine Angabe über den Ort der Errichtung enthält. 


§ 22 
Verwahrung des eigenhändigen Teſtaments 
Ein nach den Vorſchriften des § 21 errichtetes Teſtament iſt auf Verlangen des Erblaſſers in 
beſondere amtliche Verwahrung zu nehmen (SS 37, 38). Dem Erblaſſer ſoll über das in Verwahrung 
genommene Teſtament ein Hinterlegungsſchein erteilt werden. 


§ 23 
Notteſtament vor dem Bürgermeiſter 

(1) Iſt zu beſorgen, daß der Erblaſſer früher ſterben werde, als die Errichtung eines Teſtaments 
vor einem Richter oder vor einem Notar möglich iſt, ſo kann er das Teſtament vor dem Vorſteher 
der Gemeinde, in der er ſich aufhält, errichten. Der Vorſteher muß zwei Zeugen zuziehen. Die Vor⸗ 
ſchriften der SS 7 bis 20 finden Anwendung; der Vorſteher tritt an die Stelle des Richters oder des 
Notars. Iſt ein Dolmetſcher zuzuziehen, ſo kann der Vorſteher den Dolmetſcher beeidigen. 

(2) Die Beſorgnis, daß die Errichtung eines Teſtaments vor einem Richter oder vor einem No⸗ 
tar nicht mehr möglich ſein werde, ſoll in der Niederderſchrift feſtgeſtellt werden. Der Gültigkeit des 
Teſtaments ſteht nicht entgegen, daß die Beſorgnis nicht begründet war. Be 

(3) Der Vorſteher ſoll den Erblaſſer darauf hinweiſen, daß das Teſtament ſeine Gültigkeit ver⸗ 
liert, wenn der Erblaſſer den Ablauf der im § 26 Why. 1, 2 vorgeſehenen Friſt überlebt. Er ſoll in 
der Niederſchrift feſtſtellen, daß dieſer Hinweis gegeben iſt. n N 

(4) Für die Anwendung der vorſtehenden Vorſchriften ſteht der Vorſteher eines Gutsbezirks 
dem Vorſteher einer Gemeinde gleich. 
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(5) Das Teſtament kann auch vor demjenigen errichtet werden, der nach den geſetzlichen Vorſchrif⸗ 
ten zur Vertretung des Vorſtehers der Gemeinde oder des Gutsbezirks befugt iſt. Der Vertreter 
ſoll in der Niederſchrift angeben, worauf ſich ſeine Vertretungsbefugnis ſtützt. 

(6) Sind bei Abfaſſung der Niederſchrift über die Errichtung des in den vorſtehenden Abſatzen 
vorgeſehenen Teſtaments Formfehler unterlaufen, iſt aber dennoch mit Sicherheit anzunehmen, daß 
das Teſtament eine zuverläſſige Wiedergabe der Erklärung des Erblaſſers enthält, ſo ſteht der Form⸗ 
verſtoß der Gültigkeit des Teſtaments nicht entgegen. i 


8 24 
Notteſtament in beſonderen Fällen 

(1) Wer ſich an einem Orte aufhält, der infolge außerordentlicher Umſtände dergeſtalt abgeſperrt 
iſt, daß die Errichtung eines Teſtaments vor einem Richter oder vor einem Notar nicht möglich oder 
erheblich erſchwert iſt, kann das Teſtament in der durch § 23 beſtimmten Form oder durch mündliche 
Erklärung vor drei Zeugen errichten. 

(2) Wer ſich in ſo naher Todesgefahr befindet, daß vorausſichtlich auch die Errichtung eines 
Teſtaments nach § 23 nicht mehr möglich ijt, kann das Teſtament durch mündliche Erklärung vor 
drei Zeugen errichten. i 

(8) Wird das Teſtament durch mündliche Erklärung vor drei Zeugen errichtet, fo muß hierüber 
eine Niederſchrift aufgenommen werden. Auf die Zeugen ſind die Vorſchriften der 88 7, 8 und des 
8 10 Nr. 1 bis 5, auf die Niederſchrift die Vorſchriften der 88 13, 14, 16, 19, § 23 Abſ. 6 ent⸗ 
ſprechend anzuwenden; ferner findet § 23 Abſ. 2 ſinngemäß Anwendung. Unter Zuziehung eines Dol⸗ 
metſchers kann ein Teſtament in dieſer Form nicht errichtet werden. 


8 25 
Seeteſtament 
Wer ſich während einer Seereiſe an Bord eines Danziger Fahrzeugs außerhalb eines inländi⸗ 
ſchen Hafens befindet, kann ein Teſtament durch mündliche Erklärung vor drei Zeugen nach § 24 Abſ. 3 
errichten. 


§ 26 
Gültigkeitsdauer der Notteftamente 

(1) Ein nach § 23, § 24 oder 8 25 errichtetes Teſtament gilt als nicht errichtet, wenn ſeit der 
Errichtung drei Monate verſtrichen ſind und der Erblaſſer noch lebt. 

(2) Beginn und Lauf der Friſt ſind gehemmt, ſolange der Erblaſſer außerſtande iſt, ein Teſta⸗ 
ment vor einem Richter oder Notar zu errichten. 

(3) Tritt im Falle des § 25 der Erblaſſer vor dem Ablauf der Friſt eine neue Seereiſe an, fo 
wird die Friſt mit der Wirkung unterbrochen, daß nach Beendigung der neuen Reiſe die volle Friſt 
von neuem zu laufen beginnt. 

(4) Wird der Erblaſſer nach dem Ablauf der Friſt für tot erklärt, ſo behält das Teſtament ſeine 
Kraft, wenn die Friſt zu der Zeit, zu welcher der Erblaſſer nach den vorhandenen Nachrichten noch 
gelebt hat, noch nicht verſtrichen war. 


§ 27 fehlt. 


§ 28 
Gemeinſchaftliches Teſtament 

(1) Ein gemeinſchaftliches Teſtament kann nur von Ehegatten errichtet werden. 

(2) Zur Errichtung eines gemeinſchaftlichen Teſtaments nach § 21 genügt es, wenn einer der 
Ehegatten das Teſtament in der dort vorgeſchriebenen Form errichtet und der andere Ehegatte die 
gemeinſchaftliche Erklärung eigenhändig mit unterzeichnet. Der mitunterzeichnende Ehegatte ſoll hierbei 
angeben, zu welcher Zeit (Tag, Monat und Jahr) und an welchem Orte er feine Anterſchrift beige⸗ 
fügt hat. 

(3) Ein gemeinſchaftliches Teſtament kann ak § 23, $ 24 auch dann errichtet werden, wenn die 
dort vorgeſehenen Vorausſetzungen nur bei einem der Ehegatten vorliegen. 
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Zweiter Abſchnitt 
Errichtung eines Erbvertrags 
§ 29 
Abſchluß eines Erbvertrags 

(1) Der Erblaſſer kann einen Erbvertrag nur perſönlich ſchließen. 

(2) Einen Erbvertrag kann als Erblaſſer nur ſchließen, wer unbeſchränkt geſchäftsfähig iſt. 

(3) Ein Ehegatte kann als Erblaſſer mit ſeinem Ehegatten einen Erbvertrag ſchließen, auch 
wenn er in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt iſt. Er bedarf in dieſem Falle der Zuſtimmung ſeines 
geſetzlichen Vertreters; iſt der geſetzliche Vertreter ein Vormund, ſo iſt auch die Genehmigung des 
Vormundſchaftsgerichts erforderlich. 

(4) Die Vorſchriften des Abſ. 3 gelten auch für Verlobte. 


§ 30 
worm des Erbvertrags 
(1) Ein Erbvertrag kann nur vor einem Richter oder vor einem Notar bei gleichzeitiger An⸗ 
weſenheit beider Teile geſchloſſen werden. Die Vorſchriften der SS 6 bis 19 finden Anwendung; was 
nach dieſen Vorſchriften für den Erblaſſer gilt, gilt für jeden der Vertragſchließenden. 
(2) Für einen Erbvertrag zwiſchen Ehegatten oder zwiſchen Verlobten, der mit einem Ehevertrag 
in derſelben Urkunde verbunden wird, genügt die für den Ehevertrag vorgeſchriebene Form. 


§ 31 
Verſchließung und Verwahrung des Erbvertrags 
(1) Die über einen Erbvertrag aufgenommene Urkunde ſoll gemäß § 20 verſchloſſen, mit 
einer Aufſchrift verſehen und in beſondere amtliche Verwahrung gebracht werden, ſofern nicht die Par⸗ 
teien das Gegenteil verlangen. Das Gegenteil gilt im Zweifel als verlangt, wenn der Erbvertrag mit 
einem anderen Vertrag in derſelben Urkunde verbunden wird. 
(2) Über einen in beſondere amtliche Verwahrung genommenen Erbvertrag ſoll jedem der Ver⸗ 
tragſchließenden ein Hinterlegungsſchein erteilt werden. 


Dritter Abſchnitt 
Aufhebung des Teſtaments 
§ 32 
Widerruf des Teftaments 

(1) Der Erblaſſer kann ein Teſtament ſowie eine einzelne in einem Teſtament enthaltene Ver⸗ 
fügung jederzeit widerrufen. 

(2) Die Entmündigung des Erblaſſers wegen Geiſtesſchwäche, Verſchwendung oder Trunkſucht 
ſteht dem Widerruf eines vor der Entmündigung errichteten Teſtaments nicht entgegen. 


8 33 
Form des Widerrufs 

(1) Der Widerruf erfolgt durch Teſtament. i 

(2) Ein Teſtament kann auch dadurch widerrufen werden, daß der Erblaſſer in der Abſicht, es 
aufzuheben, die Teſtamentsurkunde vernichtet oder an ihr Veränderungen vornimmt, durch die der 
Wille, eine ſchriftliche Willenserklärung aufzuheben, ausgedrückt zu werden pflegt. Hat der Erblaſſer 
die Teſtamentsurkunde vernichtet oder in der bezeichneten Weiſe verändert, ſo wird vermutet, daß er 
die Aufhebung des Teſtaments beabſichtigt habe. 

8 34 
Rücknahme des Teſtaments aus der amtlichen Verwahrung 

(1) Ein vor einem Richter oder vor einem Notar oder nach § 23 errichtetes Teſtament gilt als 
widerrufen, wenn die in amtliche Verwahrung genommene Urkunde dem Erblaſſer zurückgegeben 
wird. Die zurückgebende Stelle ſoll den Erblaſſer über die im Satz 1 vorgeſehene Folge der Rück⸗ 
gabe belehren, dies auf der Urkunde vermerken und aktenkundig machen, daß beides geſchehen iſt. 

(2) Der Erblaſſer kann die Rückgabe jederzeit verlangen. Das Teſtament darf nur an den Erb⸗ 
laſſer perſönlich zurückgegeben werden. i 

(3) Die Vorſchriften des Abſ. 2 gelten auch für ein nach § 22 hinterlegtes Teſtament; die Rück⸗ 
gabe iſt auf die Wirkſamkeit des Teſtaments ohne Einfluß. 2 2 

(4) Ein gemeinſchaftliches Teſtament kann nach vorſtehenden Vorſchriften nur von beiden Ehe⸗ 
gatten zurückgenommen werden. 
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§ 35 
Widerruf des Widerrufs 


Wird der durch Teſtament erfolgte Widerruf einer letztwilligen Verfügung widerrufen, ſo iſt im 
Zweifel die Verfügung wirkſam, wie wenn ſie nicht widerrufen worden wäre. 


§ 36 
Widerruf durch ſpäteres Teſtament 
(1) Durch die Errichtung eines Teſtaments wird ein früheres Teſtament inſoweit aufgehoben, als 
das ſpätere Teſtament mit dem früheren in Widerſpruch ſteht. 
(2) Wird das ſpätere Teſtament widerrufen, ſo iſt im Zweifel das frühere Teſtament in gleicher 
Weiſe wirkſam, wie wenn es nicht aufgehoben worden wäre. 


Vierter Abſchnitt 
Amtliche Verwahrung und Eröffnung von Teſtamenten und Erbverträgen 
§ 37 
Zuſtändigkeit für die beſondere amtliche Verwahrung 

(1) Für die beſondere amtliche Verwahrung der Teſtamente und der Erbverträge ſind die Amts⸗ 
gerichte zuſtändig. 

(2) Ortlich zuſtändig iſt: 

1. wenn das Teſtament oder der Erbvertrag vor einem Amtsgericht errichtet iſt, dieſes Gericht; 

2. wenn das Teſtament oder der Erbvertrag vor einem Notar errichtet iſt, das Amtsgericht, 
in deſſen Bezirk der Notar ſeinen Amtsſitz hat; 

3. wenn das Teſtament vor dem Vorſteher einer Gemeinde oder dem Vorſteher eines Guts⸗ 
bezirks errichtet iſt, das Amtsgericht, zu deſſen Bezirk die Gemeinde oder der Gutsbezirk 
gehört; 

4. wenn das Teſtament nach § 21 errichtet ijt, jedes Amtsgericht. 

(3) Der Erblaſſer kann jederzeit die Verwahrung bei einem anderen Amtsgericht verlangen. 

(4) Das Gericht, welches das Teſtament oder den Erbvertrag in Verwahrung nimmt, hat, wenn 
der Erblaſſer ſeinen Wohnſitz in dem Bezirk eines anderen Gerichts hat, dieſem von der Verwahrung 
Nachricht zu geben. 

§ 38 
Verfahren bei der beſonderen amtlichen Verwahrung 

(1) Die Annahme zur Verwahrung ſowie die Herausgabe des Teſtaments oder des Erbvertrags 
iſt von dem Amtsgericht anzuordnen und von dem Amtsrichter und dem Urkundsbeamten der Ge⸗ 
ſchäftsſtelle gemeinſchaftlich zu bewirken. Bei der Führung des Verwahrungsbuchs ſind die Vermerke 
über die Annahme und die Herausgabe von dem Amtsrichter und dem Urkundsbeamten der Ge⸗ 
ſchäftsſtelle zu unterſchreiben. 

(2) Die Verwahrung erfolgt unter gemeinſchaftlichem Verſchluß des Amtsrichters und des Ur⸗ 
kundsbeamten der Geſchäftsſtelle. Der Hinterlegungsſchein iſt von ihnen zu unterſchreiben und mit dem 
Dienſtſtempel zu verſehen. 

§ 39 
Ablieferungspflicht 

(1) Wer ein Teſtament, das nicht in beſondere amtliche Verwahrung gebracht iſt, im Beſitz hat, 
iſt verpflichtet, es unverzüglich, nachdem er von dem Tode des Erblaſſers Kenntnis erlangt hat, 
an das Nachlaßgericht abzuliefern. 

(2) Befindet ſich ein Teſtament bei einer anderen Behörde als einem Gericht in amtlicher Ver⸗ 
wahrung, ſo iſt es nach dem Tode des Erblaſſers an das Nachlaßgericht abzuliefern. Das Nachlaß⸗ 
gericht hat, wenn es von dem Teſtament Kenntnis erlangt, die Ablieferung zu veranlaſſen. 


| hend § 40 
Eröffnung des Teſtaments durch das Nachlaßgericht 6 
(1) Das Nachlaßgericht hat, ſobald es von dem Tode des Erblaſſers Kenntnis erlangt, zur Er⸗ 
öffnung eines in ſeiner Verwahrung befindlichen Teſtaments einen Termin zu beſtimmen. Zu dem 
Termin ſollen die geſetzlichen Erben des Erblaſſers und die ſonſtigen Beteiligten, ſoweit tunlich, ge⸗ 
laden werden. a N : 
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(2) In dem Termin ijt das Teſtament zu öffnen, den Beteiligten zu verkünden und ihnen auf 
Verlangen vorzulegen. Die Verkündung darf im Falle der Vorlegung unterbleiben. Die Verkündung 
unterbleibt ferner, wenn im Termin keiner der Beteiligten erſcheint. 
(3) ber die Eröffnung iſt eine Niederſchrift aufzunehmen. War das Teſtament verſchloſſen, jo 
ijt in der Niederſchrift feſtzuſtellen, ob der Verſchluß unverſehrt war. 


§ 41 
Eröffnung durch ein anderes Gericht 
Hat ein anderes Gericht als das Nachlaßgericht das Teſtament in amtlicher Verwahrung, ſo liegt 
dem anderen Gericht die Eröffnung des Teſtaments ob. Das Teſtament iſt nebſt einer beglaubigten 
Abſchrift der über die Eröffnung aufgenommenen Niederſchrift dem Nachlaßgericht zu überſenden; eine 
beglaubigte Abſchrift des Teſtaments ift zurüdzubehalten. 


8 42 | 
Benachrichtigung der Beteiligten 
Das Nachlaßgericht hat die Beteiligten, welche bei der Eröffnung des Teſtaments nicht zugegen 
geweſen ſind, von dem ſie betreffenden Inhalt des Teſtaments in Kenntnis zu ſetzen. 


8 43 
Nichtigkeit eines Eröffnungsverbots 
Eine Anordnung des Erblaſſers, durch die er verbietet, das Teſtament alsbald nach ſeinem Tode 
zu eröffnen, iſt nichtig. 
9 44 
Eröffnung des gemeinſchaftlichen Teſtaments 
(1) Bei der Eröffnung eines gemeinſchaftlichen Teſtaments ſind die Verfügungen des überlebenden 
Ehegatten, ſoweit ſie ſich ſondern laſſen, weder zu verkünden noch ſonſt zur Kenntnis der Beteiligten 
zu bringen. 
(2) Von den Verfügungen des verſtorbenen Ehegatten iſt eine beglaubigte Abſchrift anzufertigen. 
Das Teſtament iſt wieder zu verſchließen und in die beſondere amtliche Verwahrung zurückzubringen. 
(3) Die Vorſchriften des Abſ. 2 gelten nicht, wenn das Teſtament nur Anordnungen, enthält, 
die ſich auf den erſten, mit dem Tode des Erſtverſterbenden eintretenden Erbfall beziehen, zum Bei⸗ 
ſpiel dann, wenn das Teſtament ſich auf die Erklärung beſchränkt, daß die Ehegatten ſich gegenſeitig zu 
Erben einſetzen. N 
§ 45 
Eröffnung des Erbvertrags 
Die für die Eröffnung eines Teſtaments geltenden Vorſchriften der §§ 39 bis 44 find auf den Erb⸗ 
vertrag entſprechend anzuwenden, die Vorſchriften des § 44 Abſ. 2, 3 jedoch nur dann, wenn ſich der 
Erbvertrag in beſonderer amtlicher Verwahrung befindet. 


§ 46 
Eröffnungsfriſt für Teſtamente und Erbverträge 
Befindet ſich ein Teſtament ſeit mehr als dreißig Jahren, ein Erbvertrag ſeit mehr als fünfzig, 
Jahren in amtlicher Verwahrung, fo hat die verwahrende Stelle von Amts wegen, foweit tunlich, 
Ermittlungen darüber anzuſtellen, ob der Erblaſſer noch lebt. Führen die Ermittlungen nicht zu der 
Feſtſtellung des Fortlebens des Erblaſſers, ſo iſt das Teſtament oder der Erbvertrag zu eröffnen. 
Die Vorſchriften der §§ 40 bis 42 find entſprechend anzuwenden. 


§ 47 
Einſichtnahme, Abſchrifterteilung 
Wer ein rechtliches Intereſſe glaubhaft macht, ijt berechtigt, ein eröffnetes Teſtament einzusehen 
ſowie eine Abſchrift des Teſtaments oder einzelner Teile zu fordern; die Abſchrift iſt auf Verlangen 
zu beglaubigen. a 
Fünfter Abſchnitt 
Schluß vorſchriften 
: § 48 
Nichtigkeit einer Verfügung von Todes wegen 
(1) Eine Verfügung von Todes wegen ijt nichtig, ſoweit jie gegen zwingende geſetzliche Vorſchriften 
verſtößt. 8 = 
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(2) Eine Verfügung von Todes wegen iſt nichtig, ſoweit fie in einer geſundem Volksempfinden 
gröblich widerſprechenden Weiſe gegen die Rückſichten verſtößt, die ein verantwortungsbewußter Erb⸗ 
laſſer gegen Familie und Volksgemeinſchaft zu nehmen hat. i 

(3) Eine Verfügung von Todes wegen iſt nichtig, ſoweit ein anderer den Erblaſſer durch Aus⸗ 
nutzung ſeiner Todesnot zu ihrer Errichtung beſtimmt hat. 


§ 49 fehlt. 


§ 50 
Inkrafttreten 

(1) Die Verordnung tritt am 1. Dezember 1938 in Kraft. 

(2) Mit der Inkraftſetzung treten jeweils die entgegenſtehenden Vorſchriften außer Kraft. Auf⸗ 
gehoben werden insbeſondere die SS 2064, 2229 bis 2267, 2272 bis 2277, 2300 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs und die Artikel 149, 150 des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch. 

(3) Soweit in anderen Geſetzen und Verordnungen auf die durch dieſe Verordnung aufgehobenen 
Vorſchriften verwieſen iſt, treten die entſprechenden Vorſchriften dieſer Verordnung an ihre Stelle. 


§ 51 
ÜAbergangsvorſchriften 

(1) Die Verordnung gilt nicht für Erbfälle, die ſich vor ſeinem Inkrafttreten ereignet haben. 

(2) Die vor dem Inkrafttreten der Verordnung erfolgte Errichtung oder Aufhebung eines 
Teſtaments oder Erbvertrags wird nach den bisherigen Vorſchriften beurteilt, auch wenn der Erb⸗ 
laſſer nach dem Inkrafttreten der Verordnung ſtirbt. 

(8) Bei Erbfällen, die ſich nach dem Inkrafttreten der Verordnung ereignen, ſind an die Gültig⸗ 
keit eines Teſtaments keine höheren Anforderungen zu ſtellen, als nach dieſer Verordnung für ein 
Teſtament der betreffenden Art zuläſſig iſt, auch wenn das Teſtament vor dem Inkrafttreten dieſer 
Verordnung errichtet iſt. Dies gilt entſprechend für Erbverträge. i 


Danzig, den 29. Oktober 1938. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
J 105" Greiſer Dr. Wiers⸗Keiſer 


192 Verordnung 
zum Schutze des deutſchen Blutes und der deutſchen Ehre. 
Vom 21. November 1938. 


Auf Grund des § 1 Ziff. 1, 9, 21, 25, 28, 49, 89 und des § 2 des Geſetzes zur Behebung der 
Not von Volk und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) ſowie des ſeine Geltungsdauer ver⸗ 
längernden Geſetzes vom 5. Mai 1937 (G. Bl. S. 358 a) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


8 1 
Jude iſt, wer von mindeſtens drei der Raſſe nach volljüdiſchen Großeltern abſtammt. Als voll⸗ 
jüdiſch gilt ein Großelternteil ohne weiteres, wenn er der jüdiſchen Religionsgemeinſchaft angehört 
hat. 
8 2 
Jüdiſcher Miſchling iſt, wer von einem oder zwei der Raſſe nach volljüdiſchen Großeltern ab⸗ 
ſtammt, ſofern er nicht nach § 3 als Jude gilt. 
8 3 
Als Jude gilt auch der von zwei volljüdiſchen Großeltern abſtammende ſtaatsangehörige jüdiſche 
Miſchling, der 
a) beim Inkrafttreten der Verordnung der jüdiſchen Religionsgemeinſchaft angehört oder da⸗ 
nach in ſie aufgenommen wird, a 
b) beim Inkrafttreten der Verordnung mit einem Juden verheiratet iſt oder ſich danach mit 
einem ſolchen verheiratet, 
e) aus einer Ehe mit einem Juden im Sinne des § 1 ſtammt, die nach dem Inkrafttreten der 
Verordnung geſchloſſen wird, 
d) aus dem außerehelichen Verkehr mit einem Juden im Sinne des $ 1 ſtammt und nach dem 
15. September 1939 außerehelich geboren wird. : 
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§4 
(1) Eheſchließungen zwiſchen Juden und Danziger Staatsangehörigen deutſchen und artverwandten 
Blutes und ſtaatsangehörigen jüdiſchen Miſchlingen, die nur einen volljüdiſchen Großelternteil haben, 
ſind verboten. Entgegen dieſem Verbot geſchloſſene Ehen find nichtig, auch wenn ſie zur Umgehung 
dieſer Verordnung im Ausland geſchloſſen werden. 
(2) Die Nichtigkeit einer entgegen Abſ. 1 geſchloſſenen Ehe kann nur im Wege der Nichtigkeitsklage 
durch den Staatsanwalt geltend gemacht werden. 


8 5 
(1) Staatsangehörige jüdiſche Miſchlinge mit zwei volljüdiſchen Großeltern bedürfen zur Ehe⸗ 
ſchließung mit Staatsangehörigen deutſchen oder artverwandten Blutes oder mit ſtaatsangehörigen 
jüdiſchen Miſchlingen, die nur einen volljüdiſchen Großelternteil haben, der Genehmigung des Senats. 
(2) Bei der Entſcheidung ſind insbeſondere zu berückſichtigen die körperlichen, ſeeliſchen und cha⸗ 
rakterlichen Eigenſchaften des Antragſtellers, ſeine oder ſeines Vaters Teilnahme am Weltkriege und 
ſeine ſonſtige Familiengeſchichte. 
§ 6 
Eine Ehe ſoll nicht geſchloſſen werden zwiſchen ſtaatsangehörigen jüdiſchen Miſchlingen, die nur 
einen volljüdiſchen Großelternteil haben. 
87 a 
Die Ehehinderniſſe wegen jüdiſchen Bluteinſchlages find durch die 88 4—6 erſchöpfend geregelt. 


8 8 
Eine Ehe ſoll ferner nicht geſchloſſen werden, wenn aus ihr eine die Reinerhaltung des deutſchen 
Blutes gefährdende Nachkommenſchaft zu erwarten iſt. 


8 9 
Für Ehen, die entgegen den 88 5, 6 und 8 geſchloſſen werden, treten die Folgen des § 4 und des 
§ 19 Abſ. 1 nicht ein. 
§ 10 
Vor der Eheſchließung hat jeder Verlobte durch das Ehetauglichkeitszeugnis (§ 2 der VO. zum 
Schutze der Erbgeſundheit vom 8. Auguſt 1938, G. Bl. S. 245) nachzuweiſen, daß kein Ehehindernis 
im Sinne des § 8 der Verordnung vorliegt. Wird das Ehetauglichkeitszeugnis verſagt, fo iſt nur die 
Dienſtaufſichtsbeſchwerde zuläſſig. 
§ 11 
Beſitzt einer der Verlobten eine fremde Staatsangehörigkeit, fo ijt vor einer Verſagung des 
Aufgebots wegen eines der in den SS 4 bis 6 genannten Ehehinderniſſe ſowie vor einer Verſagung 
des Ehetauglichkeitszeugniſſes in Fällen des § 10 die Entſcheidung des Senats einzuholen. 


§ 12 
(1) Außerehelicher Verkehr zwiſchen Juden und Staatsangehörigen deutſchen oder artverwandten 
Blutes iſt verboten. Verboten iſt ferner der außereheliche Verkehr zwiſchen Juden und ſtaatsange⸗ 
hörigen jüdiſchen Miſchlingen, die nur einen volljüdiſchen Großelternteil haben. 
(2) Außerehelicher Verkehr im Sinne des Abſ. 1 iſt nur der Geſchlechtsverkehr. 


8 13 
(1) Juden dürfen weibliche Staatsangehörige deutſchen oder artverwandten Blutes unter 45 Jahren 
in ihrem Haushalt nicht beſchäftigen. 
(2) Fremde Staatsangehörige, die weder ihren Wohnſitz noch ihren dauernden Aufenthalt im 
Inlande haben, fallen nicht unter die Vorſchrift des Abſ. 1. 


8 14 

(1) Ein Haushalt iſt jüdiſch (S 13), wenn ein jüdiſcher Mann Haushaltungsvorſtand ijt oder der 
Hausgemeinſchaft angehört. 

(2) Im Haushalt beſchäftigt iſt, wer im Rahmen eines Arbeitsverhältniſſes in die Hausgemein⸗ 
ſchaft aufgenommen iſt, oder wer mit alltäglichen Haushaltsarbeiten oder anderen alltäglichen, mit dem 
Haushalt in Verbindung ſtehenden Arbeiten beſchäftigt iſt. 

(3) Weibliche Staatsangehörige deutſchen oder artverwandten Blutes, die beim Inkrafttreten der 
Verordnung in einem jüdiſchen Haushalt beſchäftigt ſind, können in dieſem Haushalt in ihrem bis⸗ 
herigen Arbeitsverhältnis bleiben, wenn ſie bis zum 31. Dezember 1938 das 35. Lebensjahr vollendet 
haben. 8 : 
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§ 15 
Juden iff das Hilfen der Staatsflagge und das Zeigen der Hakenkreuzflagge verboten. 


§ 16 
Juden ſteht ein Stimmrecht in politiſchen Angelegenheiten nicht zu; ſie können ein öffentliches Amt 
nicht bekleiden. 
§ 17 
Soweit die Vorſchriften der Verordnung und ihre Durchführungsverordnungen ſich auf Dan⸗ 
ziger Staatsangehörige beziehen, ſind ſie auch auf Staatenloſe anzuwenden, die ihren Wohnſitz oder 
gewöhnlichen Aufenthalt im Inlande haben. Staatenloſe, die ihren Wohnſitz oder gewöhnlichen Auf⸗ 
enthalt im Auslande haben, fallen nur dann unter dieſe Vorſchriften, wenn ſie früher die Danziger 
Staatsangehörigkeit beſeſſen haben. 
§ 18 
(1) Der Senat kann Befreiungen von den Vorſchriften der Verordnung und durch Durchfüh⸗ 
rungsverordnungen bewilligen. 
(2) Die Strafverfolgung eines fremden Staatsangehörigen bedarf der Zuſtimmung des Senats. 


§ 19 
(J) Wer dem Verbot des § 4 zuwiderhandelt, wird mit Zuchthaus beitraft. 
(2) Der Mann, der dem Verbot des $ 12 zuwiderhandelt, wird mit Gefängnis oder mit Zucht⸗ 
haus beſtraft. 
(3) Wer den Beſtimmungen des § 13 zuwiderhandelt, wird mit Gefängnis bis zu einem Jahr und 
mit Geldſtrafe oder mit einer dieſer Strafen beſtraft, auch wenn er nicht Jude ift. 
(4) Wer den Beſtimmungen des § 15 zuwiderhandelt, wird mit Gefängnis bis zu einem Jahr 
und mit Geldſtrafe oder mit einer dieſer Strafen beſtraft. 
§ 20 
Für Verbrechen gegen § 19 Abſ. 1 und 2 iſt im erſten Rechtszug die Große Strafkammer zus 
ſtändig. 
§ 21 
Der Senat wird ermächtigt, die zur Durchführung und Ergänzung erforderlichen Rechts⸗ und 
Verwaltungsvorſchriften zu erlaſſen. 
§ 22 
Die Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung, § 13 jedoch erſt am 1. Januar 1939 in 
Kraft. 
Danzig, den 21. November 1938. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
G Greifer Dr. Wiers⸗Keiſer Dr. Großmann 


193 Verordnung 


zur Abänderung der Verordnung über die Zulaſſung von Grundſtücken zur Beſtattung vom 
13, September 1938 (G. Bl. S. 381). 


Vom 7. November 1938. 
Auf Grund des § 1 Ziffer 9 und 11 und des § 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von 


Volk und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) ſowie des die Geltungsdauer dieſes Geſetzes 
verlängernden Geſetzes vom 5. Mai 1937 (G. Bl. S. 358 a) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


Artikel I 
Der § 1 der Verordnung über die Zulaſſung von Grundſtücken zur Beſtattung vom 13. Sep⸗ 
tember 1938 (G. Bl. S. 381) erhält folgenden letzten Abſatz: n 
Die Zulaſſung kann auf Zeit erteilt und mit Auflagen verſehen werden. 


Artikel II 
Dieſe Verordnung tritt mit ihrer Verkündung in Kraft. 


Danzig, den 7. November 1938. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Bas | Huth Dr. Wiers- Keijer 
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194 Verordnung 


zur Anderung der Verordnung über die Beſetzung der Kauffahrteiſchiffe mit Kapitänen und 
Schiffsoffizieren (Schiffsbeſetzungsordnung). 
Vom 8. November 1938. 


Auf Grund des § 4 der Seemannsordnung vom 2. Juni 1902 (Reichsgeſetzbl. S. 175) ſowie des 
§ 31 der Gewerbeordnung vom 26. Juli 1900 (Reichsgeſetzbl. S. 871) wird hiermit verordnet: 


Artikel 1 
5 Oe Schiffsbeſetzungsordnung von 22. Dezember 1931 (G. Bl. 1932, S. 385) wird wie folgt ge⸗ 
änder 
1. § 7 unter b) erhält folgende Faſſung: 

„b) Leitender Seemaſchiniſt und Wachmaſchiniſten: In der Küſtenfahrt muß auf Dampf⸗ und 
Motorſchiffen der Leitende Seemaſchiniſt beſitzen: 

1. auf Schiffen mit Motoren von nicht mehr als 200 PS ein Befähigungszeugnis C 1; 

2. auf Schiffen mit Motoren von mehr als 200, aber nicht mehr als 400 PS ſowie ar 
Schiffen mit Dampfmaſchinen von nicht mehr als 400 PS ein Befähigungszeugnis C 2; 

3. auf Schiffen mit Maſchinen von mehr als 400, aber nicht mehr als 1000 PS ein Be- 
fähigungszeugnis C 3; 

4. auf Schiffen mit Maſchinen von mehr als 1000 PS ein Befähigungszeugnis C 4. 

Neben dem Leitenden Seemaſchiniſten ſind, ſofern die Fahrt ohne Unterbrechung länger als 
zwölf Stunden dauert, zu beſetzen: 
Schiffe wie zu 2 und 3 mit einem Wachmaſchiniſten, der ein Befähigungszeugnis O 2 
beſitzt; 
Schiffe wie zu 4 mit einem Wachmaſchiniſten, der ein Befähigungszeugnis O 3 beſitzt. 
Auf Segelſchiffen mit Maſchinenhilfsantrieb muß der Leitende Seemaſchiniſt beſitzen: 

1. auf Segelſchiffen mit Hilfsmotoren von nicht mehr als 200 PS ein Befähigungszeugnis 
GA; 

2. auf Segelſchiffen mit Hilfsmotoren von mehr als 200 PS und auf Segelſchiffen mit 
Hilfsdampfmaſchinen ein Befähigungszeugnis C2.“ 

2. § 8 unter b) erhält folgenden Wortlaut: 

„b) Leitender Seemaſchiniſt und Wachmaſchiniſten: In der kleinen Fahrt muß auf Dampf⸗ und 
Welche der Leitende Seemaſchiniſt beſitzen: 

1. auf Schiffen mit Motoren von nicht mehr als 150 PS ein Befähigungszeugnis C 1; 

2. auf Schiffen mit Motoren von mehr als 150, aber nicht mehr als 300 PS und auf 
Schiffen mit Dampfmaſchinen von nicht mehr als 300 PS ein Befähigungszeugnis C 2; 

3. auf Schiffen mit Maſchinen von mehr als 300, aber nicht mehr als 1000 PS ein Bee 
fähigungszeugnis C 3; 

4. auf Schiffen mit Maſchinen von mehr als 1000 PS ein Befähigungszeugnis C 4. 

Neben dem Leitenden Seemaſchiniſten find zu beſetzen: 
Schiffe wie zu 2 mit einem Wachmaſchiniſten, der ein Befähigungszeugnis C 2 beſitzt; 
Schiffe wie zu 3 und 4 mit einem Wachmaſchiniſten, der ein Befähigungszeugnis C 3 
beſitzt. 
Auf Segelſchiffen mit Maſchinenhilfsantrieb muß der Leitende Seemaſchiniſt beſitzen: 

1. auf Segelſchiffen mit Hilfsmotoren von nicht mehr als 150 PS ein Befähigungszeugnis 
Ci; 

2. auf Segelſchiffen mit Hilfsmotoren von mehr als 150, aber nicht mehr als 300 PS 
und auf Segelſchiffen mit Hilfsdampfmaſchinen von nicht mehr als 300 PS ein Befähi⸗ 
gungszeugnis C 2; 

3. auf Segelſchiffen mit Hilfsmaſchinen (Hilfsmotoren oder Hilfsdampfmaſchinen) von mehr 
als 300 PS ein Befähigungszeugnis C 3.“ 

3. § 14 Ziffer 1 erhält folgende Faſſung: 

„1. Küſtenfiſcherei: die Fiſcherei, die von der Küſte aus mit offenen Fahrzeugen jeder Größe 
oder mit ganz oder teilweiſe gedeckten Segelfahrzeugen von nicht mehr als 10 m Länge über 
alles ohne oder mit Maſchinenhilfsantrieb betrieben wird. 

Inwieweit die Fiſcherei auf anderen Fiſchereifahrzeugen unter 50 ebm Beem l 
zur Küſtenfiſcherei gehört, beſtimmt der Senat. 
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4. Der § 20 erhält folgende Faſſung: 
„8 20 
Bedingungen für die Ausſtellung der Befähigungszeugniſſe 
Ein Befähigungszeugnis als Kapitän oder als Seeſchiffer auf Küſtenfahrt wird Danziger 
Staatsangehörigen ausgeſtellt, die das dreiundzwanzigſte Lebensjahr, ein Befähigungszeugnis als 
Seeſchiffer in kleiner Hochſeefiſcherei Danziger Staatsangehörigen, die das einundzwanzigſte Le⸗ 
bensjahr, ein Befähigungszeugnis als Seeſteuermann und Seemaſchiniſt Danziger Staats⸗ 
angehörigen, die das zwanzigſte Lebensjahr und ein Befähigungszeugnis als Seemotorführer Dan⸗ 
ziger Staatsangehörigen, die das achtzehnte Lebensjahr vollendet und 
1. ausreichendes Hör⸗, Seh⸗ und Farbenunterſcheidungsvermögen, 
2. die für die Art und den Grad der Befähigung geforderte praktiſche Ausbildung, 
3. das Beſtehen der für die Art und den Grad der Befähigung geforderten Prüfung 
nachgewieſen haben. 
Nach Beſtehen der Prüfung zum Schiffsingenieur II wird zunächſt das Befähigungszeugnis 
als Seemaſchiniſt I ausgeſtellt; die Ausſtellung des Befähigungszeugniſſes als Schiffsingenieur Il 
erfolgt, wenn die Bedingungen im § 24 zu e) erfüllt ſind. 
Für die Ausſtellung eines Befähigungszeugniſſes als Seemaſchiniſt wird der Nachweis aus⸗ 
reichenden Farbenunterſcheidungsvermögens nicht gefordert. 
Der Senat beſtimmt, inwieweit ausländiſchen Staatsangehörigen Befähigungszeugniſſe nach 
dieſer Verordnung erteilt werden können.“ 
5. § 22 unter a) und b) wird durch folgende Faſſung erſetzt: 
„a) Seeſchiffer auf Küſtenfahrt: eine Seefahrtzeit als Decksmann von fünfzig Monaten, von der 
zwölf Monate auf Segelſchiffen außerhalb der Fiſcherei erworben ſein müſſen; 
b) Seeſteuermann auf kleiner Fahrt: eine Seefahrtzeit als Decksmann von fünfzig Monaten, 
von der fünfzehn Monate auf Segelſchiffen außerhalb der Fiſcherei erworben ſein müſſen;“ 
6. § 23 unter c) erhält folgende Faſſung: 
yc) Kapitän in kleiner Hochſeefiſcherei: eine auf die Zulaſſung als Seeſteuermann in kleiner oder 
großer Hochſeefiſcherei folgende Seefahrtzeit von zwölf Monaten als Seeſteuermann auf 
Hochſeefiſchereifahrzeugen;“ 
7. Im § 24 unter d) Seemaſchiniſt I iſt 
a) unter I Ziffer 2 Zeile 2 ſtatt „vierundzwanzig Monaten“ zu ſetzen „dreißig Monaten“, 
b) unter II erhält die Ziffer 2 folgende Faſſung: 
„2. eine auf die Zulaſſung als Seemaſchiniſt II folgende Seefahrtzeit als Maſchiniſtenaſſiſtent 
oder als Seemaſchiniſt auf Dampf⸗ und Motorſchiffen von vierundzwanzig Monaten. 
Von der Geſamtfahrtzeit, die vor und nach der Zulaſſung als Seemaſchiniſt II erworben 
wurde, müſſen mindeſtens zwölf Monate als Maſchiniſtenaſſiſtent oder als Seemaſchiniſt 
auf Dampfſchiffen zugebracht ſein. Die Seefahrtzeit auf Segelſchiffen mit Maſchinenhilfs⸗ 
antrieb wird nur halb angerechnet.“ 


8. Im § 25 iſt 


a) im Abſ. 3 unter b) „Seemaſchiniſten I 40 Wochen“ zu ſtreichen und darunter bei Schiffs⸗ 
ingenieur II ſtatt 20 Wochen zu ſetzen „60 Wochen“, 


b) vor dem vorletzten Abſatz, hinter den Worten „Schiffsingenieur 1 40 Wochen“ als neuer 
Abſatz einzuſchieben: 


„Wird die Prüfung zum Schiffsingenieur II nicht beſtanden, ſo kann Prüflingen, die 
für die Zulaſſung als Seemaſchiniſt I ausreichende Kenntniſſe nachgewieſen haben, ein Zeug⸗ 
nis über die beſtandene Prüfung zum Seemaſchiniſten I ausgeſtellt werden.“ 


Artikel 2 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 


Danzig, den 8. November 1938. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
W. 3./88. Greiſer Huth 
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195 Belauntmahung 


betreffend den Beitritt Griechenlands und Finnlands zu den Internationalen Abereinkommen über den 
Eiſenbahnfrachtverkehr und über den Eiſenbahnperſonen⸗ und Gepäckverkehr. 


Vom 9. November 1938. 


Griechenland und Finnland ſind den am 23. November 1933 in Rom unterzeichneten Internatio⸗ 
nalen Übereinkommen über den Eiſenbahnfrachtverkehr und über den Eiſenbahnperſonen⸗ und Gepäck⸗ 
verkehr beigetreten. 


Die Übereinkommen treten im Verkehr mit Griechenland und im Verkehr mit Finnland am 
1. Dezember 1938 in Kraft. 


Danzig, den 9. November 1938. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
P. A. V. 1401 Greiſer Dr. Wiers⸗Keiſer 
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